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Grenzenloser 
Wahlkampf
« Sans frontières » ist positiv besetzt und 
meint, dass Hilfe und Solidarität an natio-
nalstaatlichen Grenzen und an Klassen-
schranken nicht halt machen soll. Daneben 
gibt es aber auch eine negative Grenzenlosig-
keit. Sie ist zum Beispiel dadurch gekenn-
zeichnet, dass sich die Politwerbung an keine 
Anstandsgrenzen hält. Oder sogar testen 
will, um wieviel man zu weit gehen kann, 
ohne dass andere den Aufwand des formel-
len Einspruchs wagen. Es wäre auf jeden Fall 
besser, wenn Politaggression speziell gegen 
nicht wahlberechtigte Mitmenschen des Lan-
des durch Wählerinnen und Wähler abge-
straft würde als durch Richter.

Schon vor über zwei Jahren hat Christoph 
Blocher als Übervater derjenigen, die gerne 
ihren politischen Anstand aufgeben, am Us-
tertag – und dies sogar von einer Kirchenkan-
zel herab – ermunternd gepredigt, dass es 
nicht die Anständigen seien, welche die Poli-
tik voranbringen. Die Grenzenlosigkeit in 
Sachen Anstand paart sich in diesem Fall mit 
der offensichtlichen Unbegrenztheit der fi-
nanziellen Ressourcen. Das Budget der Partei 
der ach so gerne Unanständigen übersteigt 
bekanntlich die Mittel des ganzen Rests der 
anderen Parteien. Einerseits betreibt man 
heutzutage permanenten Wahlkampf, ande-
rerseits sind wir nun doch wieder in einem 
Wahljahr, das als ganz speziell ausgerufen 
wird, weil es um eine Richtungswahl gehe. 
Schaut man sich das Theater an, würde man 
sich angewidert gerne abwenden. Doch wer 
nicht politisiert, mit dem wird politisiert.

Parteien buhlen um die Gunst der Wähle-
rinnen und Wähler. Womit – ? Mehrheitlich 
mit pauschalen Absichtserklärungen und 
nicht mit verbindlichen Zielen. Das pau-
schalste Versprechen gibt vor, sich für die 
Schweiz einzusetzen. Was damit gemeint ist 
und wie das geschehen soll, bleibt dabei völ-
lig offen.

Wahlkämpfe finden, das ist nun mal so, in 
Wahlbezirken statt. Da gibt es in diesem 
Wahlwettbewerb grundsätzlich offenbar 
zwei Möglichkeiten, sich gegeneinander ab-
zugrenzen : Was naheliegend ist, gegen Kon-
kurrenten im eigenen Revier. Und was an 
sich absurd ist, weil da gar keine Konkurren-
ten im Spiel sind : gegen aussen. Die Pseudo-
abgrenzung gegen aussen richtet sich aller-
dings gegen die Konkurrenten im Inneren, 
die angeblich zu wenig tun, um die Schweiz 
gegen aussen zu verteidigen. 

Das Schreckliche für diese ängstlichen Va-
terlandsverteidiger besteht darin, dass das 
Aussen auch im Innern ist und das innere 
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Am 13. April startete die Kampagne 
« Schluss mit der Heuchelei ! » zum Thema 
Sans-Papiers. Die Bilder dieser Ausga-
be zeigen die Sans-Papiers-Bewegung 
anlässlich der Petitionslancierung vor dem 
Bundeshaus, hier mit den NationalrätInnen 
Christoph Mörgeli, Natalie Rickli und Alfred 
Heer (alle SVP). Harte Überzeugungsarbeit ! 
FotografInnen: Salvatore Pittà und Carmen 
Lichtsteiner

Äussere noch viel gefährlicher erscheint als 
das äussere Äussere. Das innere Äussere 
oder zu offene Innere besteht für die Schweiz-
verteidiger simpel darin, dass es anders ist, 
als man es selbst haben will. 

Im Moment läuft eine dumme Kampagne 
gegen die inneren « Anderen », die alles 
falsch machen, weil sie alles anders ma-
chen : weil sie mehr Solidaritätsbereitschaft 
aufbringen, weil sie die EU nicht verteufeln, 
weil sie Geiz nicht geil und Grobheit nicht 
cool finden. Wenn man zu diesen anderen 
gehört und wenn einem die universellen 
Werte nicht genügen, kann man sich ohne 
weiteres daran erinnern, dass die Schweiz 
nicht ausschliesslich den Rechtsnationalen 
gehört und auch ein liberaler und progres-
siver Patriotismus durchaus möglich ist.�

Georg Kreis, Historiker
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« Gesetz zur Bekämpfung der Zwangsheirat und zum besseren Schutz 
der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Änderung weiterer aufent-
haltsrechtlicher Vorschriften » – so heisst der neue Erlass, den der 
Bundestag im März und der Bundesrat (die Länderkammer) im Ap-
ril 2011 absegnete. Bereits im Titel des Gesetzes hatte die Bundesre-
gierung vorgegeben, die Opfer schützen zu wollen. Glaubhaft ist das 
nicht. Neben zumeist symbolischen Strafrechtsänderungen wird 
zwar nun ein Rückkehrrecht für ins Ausland verschleppte Zwangs-
verheiratete, die andernfalls nicht nach Deutschland zurückkehren 
könnten, geschaffen. Dieses Recht ist jedoch so restriktiv und unzu-
reichend ausgestaltet, dass es in der Praxis kaum zur Anwendung 
kommen wird. 

Ein wirksames Rückkehrrecht wird bereits seit vielen Jahren gefor-
dert. Allerdings waren die konservativen Regierungsparteien CDU 
und CSU hierzu nur unter der Bedingung bereit, dass das Aufent-
haltsrecht an anderer Stelle verschärft würde. Auf die vermeintlich 
grosszügige Gewährung eines im Grunde genommen selbstverständ-
lichen Rechts mussten die Opfer warten, bis sich die rechtsstaatlich 
abgehalfterte FDP in der Regierung fand und den schäbigen Deal 
auch mitmachte.

Komitee für  
Grundrechte und 
Demokratie
Das Komitee für Grundrechte und Demokratie befasst sich sowohl mit 
aktuellen als auch mit strukturellen Verletzungen der Grund- und Men-
schenrechte, vor allem in der Bundesrepublik Deutschland. Einige Be-
schäftigungsfelder durchziehen seine Arbeit jedoch wie ein roter Faden: 
Haftbedingungen und Gefangenenhilfe ; Friedenspolitik ; Demonstrati-
onsrecht; Flucht, Migration und Asyl ; Soziale Bürger- und Menschenrech
te; Verletzungen von Grundrechten im Namen der « Inneren Sicherheit »; 
Neue Technologien und das Gesundheitssystem (elektronische Gesund-
heitskarte); Prozessbeobachtungen. Seit Jahren organisiert das Komitee 
darüber hinaus « Ferien vom Krieg » für Kinder und Jugendliche aus dem 
ehemaligen Jugoslawien sowie aus Israel und Palästina.

Zu einigen dieser Themen existieren Arbeitsgruppen, die Aktionen 
planen und umsetzen – häufig in Zusammenarbeit mit lokalen Basisin-
itiativen. Das Komitee meldet sich mit Stellungnahmen, Broschüren 
(« Bürgerinnen- und Bürgerinformationen ») und Buchveröffentlichungen 
zu Wort und veranstaltet Tagungen, an denen Hintergründe und Zusam-
menhänge menschen- und grundrechtswidriger Politik analysiert und 
diskutiert werden. 

Die bundesdeutsche und europäische Asyl- und Migrationspolitik ist in 
all ihren Dimensionen mit dem Menschenrechtsverständnis des Komitees 
unvereinbar. Das gilt für die in der Form des Rechts daher kommende 
Entrechtung von Migranten und Migrantinnen genauso wie für ihren 
gewaltsamen Ausschluss und ihren Einschluss in Lager – in der BRD 
und europaweit – oder für die mörderische Abschottungspolitik an den 
europäischen Aussengrenzen, um nur einige der gravierendsten Men-
schenrechtsverletzungen anzuführen. Dagegen versucht das Grund-
rechtekomitee immer wieder von neuem menschenrechtsorientierte 
politische Akzente zu setzen.  
 
Das Komitee für Grundrechte und Demokratie wurde 1980 im Anschluss 
an das Russell-Tribunal über die Situation der Menschenrechte in der 
Bundesrepublik Deutschland (1978/79) gegründet. Die damals formu-
lierten Ziele sind nach wie vor seine Leitlinie : Couragiertes Engagement 
– wo erforderlich durch Aktionen zivilen Ungehorsams – für die Men-
schenrechte aller Menschen überall. 

Komitee für Grundrechte und Demokratie e.V.
Aquinostr. 7 – 11, 50670 Köln
Telefon 0049 221 972 69 30, Fax 0049 221 972 69 31
info@grundrechtekomitee.de
www.grundrechtekomitee.de

	E uropa von links unten (20) Neuste Verschärfung des  

deutschen Ausländerrechts
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Integrationsverweigerung, Zwangsheiraten und  
Scheinehen bekämpfen – das ist der angebliche Zweck 
eines gerade verabschiedeten Gesetzes. Mit diesen 
Begriffen wird in Deutschland seit Jahren Ausgrenzung 
und Abwehr gegenüber « Fremden » betrieben. 
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« Wahrnehmungen » und Zahlen
Was war also der « Preis » für das (unzurei-
chende) Rückkehrrecht ? Künftig wird die Zeit, 
nach der nachgezogene Ehegatten ein eigen-
ständiges Aufenthaltsrecht unabhängig vom 
Bestehen der Ehe erhalten können, von zwei 
auf drei Jahre erhöht. Das hat zur Folge, dass 
Zwangsverheiratete, aber auch Opfer häusli-
cher Gewalt, ein Jahr länger unter psychischer 
und/oder physischer Gewalt ausharren  
müssen, bevor sie sich aus ihrer Zwangslage 
befreien können. Die Regierungskoalition 
wusste, was sie tat, denn Frauen- und Wohl-
fahrtsverbände, Opferberatungsstellen, An-
waltsvereine, das Deutsche Institut für Men-
schenrechte, Kirchen und die gesamte 
Opposition liefen Sturm gegen die Verschär-
fung und wiesen eindringlich auf die Folgen 
hin. Selbst der Bundesrat bat um eine Über-
prüfung, da die Regelung nicht mit dem vor-
gegebenen Ziel des Gesetzes vereinbar sei. 

Begründet wurde die Verlängerung der 
« Mindestehebestandszeit » mit einer angeb-
lich zunehmenden Anzahl so genannter 
« Scheinehen ». Dieser Anstieg ergebe sich 
aus den « Wahrnehmungen der ausländer-
behördlichen Praxis ». Merkwürdig nur : 
Nach der offiziellen polizeilichen Kriminal-
statistik (PKS) gingen die entsprechenden 
Verdachtszahlen von 2000 auf 2009 massiv 
auf ein etwa Drittel zurück. Der Regierungs-
koalition war der populistische Gebrauchs-
wert der Regelung so wichtig, dass sie von ihr 
nicht einmal abliess, nachdem die Bundes-
regierung auf parlamentarische Anfrage 
einräumen musste, dass die Verschärfung 
auf genau die Gruppe, die zumeist im Zent-
rum der öffentlichen Debatte steht, gar nicht 
anwendbar ist : Türkische Staatsangehörige 
sind nach dem EU-Türkei-Assoziationsab-
kommen von 1963 vor solchen rechtlichen 
Verschlechterungen geschützt, um die all-
mähliche Annäherung der Türkei an die EU 
zu gewährleisten.

Die Integrationskeule
Bei der ersten Lesung des Gesetzes im Bun-
destag hatte der zuständige Staatssekretär 
erklärt : « Integrationsverweigerer müssen 
damit rechnen, dass sie Sanktionen spüren.» 
Der Begriff der « Integrationsverweigerung » 
ist zwar inhaltlich unbestimmt und un-
scharf, in seiner ausgrenzenden und auf-
wieglerischen Wirkung aber höchst treffsi-
cher. Auffällig ist, dass die Regierungskoalition 
den Terminus just in die öffentliche Debatte 
warf, nachdem Thilo Sarrazin kurz zuvor mit 
seinem pseudo-wissenschaftlichen rassisti-
schen Pamphlet « Deutschland schafft sich 
ab » grosse Erfolge gefeiert hatte. Während 
die Bundesregierung auf parlamentarische 
Nachfragen einräumen musste, über keiner-
lei Erkenntnisse zur Verbreitung einer « Inte-
grationsverweigerung » unter MigrantInnen 

zu verfügen, wurde eine folgenschwere Ver-
schärfung des deutschen Aufenthaltsrechts 
genau hiermit begründet. Regierungspoliti-
ker Hartfrid Wolff (FDP) im Parlament: «Die-
jenigen, die sich nicht integrieren wollen, 
erhalten in Zukunft nur eine vorübergehen-
de Aufenthaltserlaubnis.» 

Das ist nicht ganz richtig, denn mit einer 
befristeten Aufenthaltserlaubnis von höchs-
tens einem Jahr werden künftig nicht dieje-
nigen bestraft, « die sich nicht integrieren 
wollen », sondern Leute, die es nicht schaffen, 
Deutschkenntnisse auf dem Niveau B1 des 
« Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
mens » nachzuweisen. Kein anderes europä-
isches Land errichtet derart hohe Sprachhür-
den im Aufenthaltsrecht. Nur etwa jede/r 
Zweite schafft derzeit dieses Sprachniveau 
nach einem 600stündigen Integrationskurs. 
Ursächlich hierfür sind einerseits unter-
schiedliche Bildungsvoraussetzungen, indi-
viduelle Lern- und Sprachbegabungen, das 
Lebensalter der Betroffenen sowie besondere 
Lebenslagen (Krankheit, Schwangerschaft, 
Pflege von Angehörigen, Erziehung von Kin-
dern usw.), andererseits Qualitätsmängel des 
im Bundeshaushalt unterfinanzierten 
Sprachunterrichts. 

Ähnlich wie bei der seit 2007 geltenden 
Regel, wonach « einfache » deutsche Sprach-
kenntnisse bereits im Ausland nachgewiesen 
werden müssen, bevor Verheirateten das ehe-
liche Zusammenleben in Deutschland er-
möglicht wird, wirkt auch die neue Bestim-
mung sozial selektiv. Sie ist (auch) eine 
Folgewirkung der in Deutschland völlig ein-
seitig auf den Spracherwerb verengten, im-
mer auch ausgrenzenden Integrationsde
batte. Menschen eine längerfristige 
Aufenthaltserlaubnis nur deshalb zu verweh-
ren, weil sie ein bestimmtes Niveau der deut-
schen Sprache nicht beherrschen, bleibt ein 
Skandal. Vor dem Hintergrund der repressi-

ven Integrationsdebatten dürfte die neue 
Regelung einem grossen Teil der Öffentlich-
keit dennoch als normal erscheinen. 

Auf die vermeintlichen « Integrationsver-
weigerer par excellence » wird die Gesetzes-
verschärfung übrigens nicht anwendbar 
sein, auch wenn die Bundesregierung dies 
(noch) bestreitet : Türkische Staatsangehöri-
ge sind auch hier durch das EU-Assoziations-
abkommen geschützt.

Die « nützlichen » Ausländer
Weitere Bestandteile des Gesetzes folgen der 
groben Linie einer Umgestaltung des Zuwan-
derungsrechts nach Nützlichkeitskriterien. 
Man gab sich grosszügig humanitär, aber be-
schlossen wurden ausschliesslich Regelungen, 
die mit der Ober-Maxime einer « Verhinde-
rung eines Zuzugs in die sozialen Sicherungs-
systeme » vereinbar sind : Unter den Zehntau-
senden langjährig « Geduldeten » erhalten nur 
solche « gut integrierten Jugendlichen », die 
man schon im Eigeninteresse gar nicht aus-
schaffen will, weil man aus demografischen 
Gründen auf sie geradezu angewiesen ist und 
in ihre Ausbildung « investiert » hat. Deren 
Eltern gelten jedoch nur solange als nützliche 
« Anhängsel », bis die Kinder volljährig sind. 
Dann dürfen sie nur noch bleiben, wenn sie 
dem Staat nichts kosten. Selbst das eingangs 
erwähnte Rückkehrrecht für Zwangsverheira-
tete steht unter diesem Nützlichkeitsvorbe-
halt: Als schutzbedürftiges Opfer gilt dem 
Gesetzgeber nur, wessen Einfügung « in die 
Lebensverhältnisse der Bundesrepublik 
Deutschland » gewährleistet ist. � 

Thomas Hohlfeld 
Der Autor ist Mitglied im Arbeitsausschuss des 
Komitees für Grundrechte und Demokratie und 

Fachreferent für Migration und Integration der 
Fraktion DIE LINKE im Bundestag

§ 8 Abs. 3 Satz 5  
Aufenthaltsgesetz: 
« War oder ist ein Ausländer zur Teilnahme an einem Integrationskurs … verpflichtet, soll die Ver-
längerung der Aufenthaltserlaubnis jeweils auf höchstens ein Jahr befristet werden, solange er 
den Integrationskurs noch nicht erfolgreich abgeschlossen oder noch nicht den Nachweis erbracht 
hat, dass seine Integration in das gesellschaftliche und soziale Leben anderweitig erfolgt ist.»

Aus der Begründung : 
« Auf diese Weise wird den Betroffenen verdeutlicht, dass zwischen Aufenthaltsstatus und Integ-
rationsfähigkeit ein Zusammenhang besteht ; für die Ausländerbehörde ergibt sich die Möglichkeit, 
auf Betroffene motivierend einzuwirken.»
Gesetzentwurf : Bundestagsdrucksache 17/4401
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/044/1704401.pdf
Lesenswerte Kleine Anfrage zur « Konstruktion so genannter Integrationsverweigerung »:  
Bundestagsdrucksache 17/4798
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/047/1704798.pdf
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Wer in der Schweiz Nothilfe bezieht, lebt 
ohne gültige Aufenthaltsbewilligung und 
hält sich illegal in diesem Land auf. Das 
Asylgesuch von NothilfebezügerInnen wur-
de entweder rechtskräftig abgelehnt, oder es 
wurde erst gar nicht darauf eingetreten. In 
der Realität sind NothilfebezügerInnen also 
nichts anderes als Sans-Papiers, und zu die-
ser Realität gehören auch die entsprechen-
den Verletzungen ihrer Grundrechte. Not
hilfebezügerInnen haben meist keine 
individuelle Krankenkassenversicherung, 
entsprechend schwierig ist ihre medizinische 
Versorgung. Sie besitzen auch keinen amtli-
chen Ausweis, entsprechend häufig folgen 
auf (systematische) Personenkontrollen Poli-
zeigewahrsam, Bussen und Gefängnis. Not-
hilfebezügerInnen wird auch der Besuch von 
Restaurants (Kanton Bern, Sachabgabezent-
rum Brünig) oder die Benutzung des Postau-
tos (Kanton Graubünden, Valzeina) teilweise 
oder ganz untersagt. Die Liste der verordne-
ten Schikanen ist erschreckend lang. Die be-
hördliche Begründung derselben hingegen 
einfach : « Wir wollen keine Integration ab-
gewiesener Asylbewerber.» So sagt es stellver-
tretend die Bündner Justizdirektorin Barbara 
Janom Steiner. Diesem staatlichen Willen 
wird die Gewährleistung der Grundrechte 
untergeordnet.
 
Logischer Widerstand gegen 
die staatliche Ordnung
Die Absurdität der aufgezeigten Missstände 
zeigt deutlich : Die Grundrechtsverletzungen 
sind gewollt. Sie sind das Mittel, um das ein-
zige Ziel des Nothilferegimes durchzusetzen : 
die Ausreise der Betroffenen, freiwillig oder 
per Ausschaffung. Dass dieses Ziel erreicht 
werden könne, liessen sich die Behörden wis-
senschaftlich bestätigen : Gestützt auf eine 
beim « Büro Vatter » in Auftrag gegebene Stu-
die verkündete das Bundesamt für Migration 

Die Nothilfe als Mikrokosmos  

der Migrationspolitik

Eine  
eigentliche 
Grund
satzfrage
Die aktuell von Solidarité sans frontières mitgetra-
gene Nothilfe-Kampagne fordert eine grundsätzliche 
Abkehr vom Nothilferegime. Doch wo liegen die 
Alternativen ? Eine seriöse Antwort kommt um eine 
Grundsatzdebatte nicht herum.

im vergangenen Jahr, der grösste Teil der Be-
troffenen würde die Schweiz verlassen, 85 
Prozent, um genau zu sein. Die Realität sieht 
bekanntlich anders aus. Die Leute sind teil-
weise jahrelang in der Nothilfe, tauchen (so-
fern sie können) irgendwann unter und be-
geben sich in die Illegalität – das belegt eine 
Studie der SFH. Lieber illegal als ausgereist : 
Das Regime funktioniert nicht – und seine 
Disfunktionalität beruht nicht auf Umset-
zungsmängeln, sondern ist systeminhärent, 
strukturell bedingt und grundsätzlich. Ein 
betroffene Person meint : « Wenn man eine 
Schraube immer mehr anzieht, sie aber nie 
greift, dann ist das Gewinde kaputt.» Die 
Person liegt richtig. 

Und in die Realität übersetzt, bestätigt sich 
ihre Aussage: Der Abschluss einer Kranken-
kassenversicherung ist für jedes Individuum 
in diesem Land obligatorisch, ungeachtet 
seines Papierstatus. Nichtversicherung ist 
klares Unrecht. Bussen und Gefängnisstrafen 
können von NothilfebezügerInnen niemals 
bezahlt werden, verursachen aber horrende 
Kosten. Finanzieller Unsinn, auf Kosten des 
viel zitierten Steuerzahlers. Ein Restaurant-
Verbot für bestimmte Personengruppen – das 
erinnert an Zustände aus verdrängten Zeiten 
im südlichsten aller afrikanischen Staaten. 
Und die eingeschränkte Benutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel – sie veranlasste am 1. 
Dezember 1955 eine Frau namens Rosa Parks 
zum zivilen Ungehorsam, aus dem die histo-
rischen Bürgerrechtsbewegungen in den USA 
entwuchsen. Es ist nun vielleicht etwas ver-
wegen, die Revolutionärin Parks mit dem 
Widerstand gegen das Nothilfe-Regime zu 
vergleichen. Doch die Parallele ist vorhan-
den: Widerstand gegen nicht-funktionierende 
und diskriminierende staatliche Ordnung ist 
nichts Neues. Eine Ausprägung staatlicher 
Ordnung wie diejenige des Nothilfe-Regimes, 
welche derart offensichtliche Ungerechtigkei-

ten systematisch produziert, schreit geradezu 
nach Widerstand, denn sie pulverisiert die 
menschliche Logik. Weshalb also halten Be-
hörden und Politiker trotzdem an diesem Re-
gime fest ? Antwort : « Wir wollen keine Inte-
gration abgewiesener Asylsuchender ». 

Rückkehr vs. Regularisierung
Man kann (und muss) die Aufhebung des 
Sozialhilfestopps fordern, weil er die Situati-
on der abgewiesenen Asylsuchenden unmit-
telbar verbessert. Es braucht Alternativen 
zum gescheiterten Nothilfesystem. Die Posi-
tion der Behörden, die die Bündner Justizdi-
rektorin stellvertretend formuliert hat, macht 
jedoch klar, dass es hier um Grundsätzliche-
res geht. NothilfebezügerInnen sind Sans-
Papiers. Und wie die meisten Sans-Papiers 
auch, befinden sie sich überwiegend seit ge-
raumer Zeit in der Schweiz. Die Behörden 
wollen die Betroffenen nicht integrieren. Sie 
vergessen aber, dass sich die Menschen häu-
fig selbst integrieren, dass sie trotz illegalem 
Aufenthaltsstatus schon integriert sind. Die 
Behörden wollen die Leute in ihre Heimat 
ausschaffen. Doch sie vergessen dabei, dass 
die Schweiz ihre Heimat geworden ist. Die 
Nothilfe spiegelt im Kern die Grundsatzpro-
blematik der Schweizer Migrationspolitik 
wider : Abschottung vs. Öffnung. Rückkehr 
vs. Regularisierung. Da die Realität für Not-
hilfebezügerInnen nicht in der « freiwilligen » 
Rückkehr besteht, ist das Festhalten am Not-
hilfe-Regime zu eben diesem Zweck ein Ver-
schliessen vor der Realität. Alternative Hand-
lungsansätze in der Nothilfe wären der 
Realität somit sowohl aus grundrechtlicher, 
finanzieller wie auch administrativer Sicht 
viel näher. Sie heissen humanitäre Aufnah-
me, Bleiberecht, Regularisierung. (Ca)� 

Nationalrat Martin Bäumle (GLP) zögerte noch 
bei der Unterzeichnung. 
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Nordafrika, Europa  
und die Schweiz

Nachtrag zu einer  

dringlichen Debatte

Herz mit 
Stacheldraht
Zur Freiheit gehört auch das Recht, 
sich frei über Grenzen hinweg 
bewegen zu können. Wir fordern : 
Solidarität mit den Flüchtlingen 
und MigrantInnen aus Nordafrika.

Am Nachmittag des 10. März stellten 
Kunst+Politik, die Demokratischen JuristIn-
nen Schweiz, der Solifonds und Solidarité 
sans frontières ihren Aufruf ins Netz : « Nord-
afrika kämpft für Demokratie – die Schweiz 
muss sich solidarisch zeigen ». Am Morgen 
des 16. März verteilten AktivistInnen vor 
dem Bundeshaus in Bern die zu diesem Zeit-
punkt von rund 8 000 Leuten unterschriebe-
ne Solidaritätspetition an die Nationalrät
Innen. Als Wegzehrung erhielten die 
VolksvertreterInnen, die zur « dringlichen 
Debatte » über die Situation in Nordafrika 
eilten, noch ein Schoggiherzli – aufgespiesst 
auf ein Stück Stacheldraht.

« Unechte Flüchtlinge »
Seit Mitte Februar hatten PolitikerInnen der 
etablierten Parteien die Ankunft tunesischer 
Flüchtlinge auf Lampedusa für ihr Wahl-
kampfgetöse genutzt : Man war sich einig : 
« Bei den Migranten handelt es sich um Wirt-
schaftsflüchtlinge, die sofort zurückge-
schickt werden müssen », gab die St.Galler 
FDP-Polizeidirektorin Karin Keller-Sutter am 
15. Februar im « 20 Minuten » die Linie vor. 
CVP-Nationalrat Ruedi Lustenberger forder-
te fünf Tage später gegenüber der « Zent-
ralschweiz am Sonntag », tunesischen Asyl-
suchenden « nur noch beschränkte 
Rechtsmittel » zu gewähren. SVP-Obermilli-
ardär Christoph Blocher rief dazu auf, jetzt 
« standhaft » zu bleiben. « Wir wollen sichere 
Grenzen », inserierte seine Partei in allen 
grossen Zeitungen. Selbst SP-Präsident 
Christian Levrat schien den Bürgerlichen 
nichts entgegen halten zu können und be-
kundete « Mühe », unter den TunesierInnen 
auf Lampedusa « echte Flüchtlinge » zu er-
kennen. Man solle sie « würdig und human » 
behandeln, « doch wenn sie keine Verfolgung 
geltend machen können, was in den aller-
meisten Fällen zutreffen wird, müssen sie 
rasch wieder zurück». 

Wen wundert’s, dass die Behörden das ge-
nauso sahen. Bereits am 24. Februar traf sich 
der erweiterte « Fachausschuss Asylverfahren 
und Unterbringung » – VertreterInnen des 
Bundesamtes für Migration (BFM), des 
Grenzwachtkorps, des Verteidigungsdepar-
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tements und der Kantone, um sich für die 
« Krise » zu rüsten. Die « Strukturen des Asyl-
wesens » seien auf 15 000 Asylgesuche pro 
Jahr ausgelegt. In den Empfangs- und Ver-
fahrenszentren (EVZ) könnten monatlich bis 
zu 1 300 Gesuche bearbeitet werden. Mit der 
Hilfe der Kantone, in denen sich die Zentren 
befinden, liesse sich die Kapazität auf 
1800 erhöhen, hiess es in der Medienmittei-
lung des BFM. Armee und Zivilschutz müss-
ten « bei Bedarf » zusätzliche Unterkünfte 
eröffnen, teilte das BFM nach der zweiten Sit-
zung des Ausschusses am 17. März mit. Asyl-
gesuche sollten aber möglichst bereits in den 
Empfangszentren fertig bearbeitet (und ab-
gewiesen) werden. « Arbeitsmigranten, die 
aus wirtschaftlichen Gründen nach Europa 
migrieren, sollen die Schweiz möglich schnell 
wieder verlassen » – im Klartext : mit Hilfe 
des Dublin-Verfahrens wieder nach Italien 
zurück verfrachtet werden. In einem « ver-
tieften Dialog » wollte man dem südlichen 
Nachbarland klar machen, dass es sich ge-
fälligst an seine Verpflichtungen als Ersta-
sylstaat zu halten habe. 

Welche Krise ?
In den ersten drei Monaten 2011 sind rund 
20 000 meist tunesische Flüchtlinge in Itali-
en angekommen. Tunesien dagegen musste 

bis Ende März 150 000 Menschen aufneh-
men, die vor der Gewalt des Ghadhafi-Regi-
mes und/oder vor dem Bürgerkrieg geflohen 
waren. Schon diese rohen Zahlen, so rechne-
te « Migrants at sea » (http://migrantsatsea.
wordpress.com) am 3. April vor, zeigen dass 
« Flüchtlingskrisen » auf den beiden Seiten 
des Mittelmeers recht unterschiedlich sind. 
Je weiter nördlich, desto mehr verschieben 
sich die Massstäbe : Im ersten Quartal haben 
es gerade elf Flüchtlinge aus Libyen und 
251 aus Tunesien in die Schweiz geschafft. 
(Bu)� 

Kein Entrinnen : Während der Generalsekretär von Sosf im Direktlobbying mit Nationalrat 
Ulrich Schlüer (SVP) punktete...
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Dossier 2 – 2011
Nordafrika, Europa und die Schweiz

«Die Schweizer Kollegen sind mehr als will-
kommen». Das war der Titel eines Interviews, 
das Frontex-Direktor Ilkka Laitinen am 27. Fe-
bruar 2011 der «Sonntagszeitung» gab. Zwei 
Tage zuvor hatte die Operation «Hermes» 
rund um Lampedusa, Sizilien und Süditalien 
begonnen – die erste, an der neben BeamtIn-
nen aus dem « host state » Italien und zehn 
weiteren EU-Staaten auch drei Mitarbeiter des 
schweizerischen Grenzwachtkorps (GWK) 
beteiligt sind. In der « zweiten Linie », konkre-
ter : in den Aufnahmelagern, befragen die 
GWK-Leute « irreguläre MigrantInnen ». Und 
– so Laitinen weiter – « sie helfen bei den Vor-
bereitungen für eine Rückkehr aller Flücht-
linge ohne Aufenthaltsrecht in der EU und im 
Schengen-Raum und der Schweiz.»

Bei der Operation Hermes gibt es aber 
nicht nur eine « zweite Linie ». Die BRD, 
Frankreich, Malta, die Niederlande und Spa-
nien unterstützen Italien mit Flugzeugen zur 
Überwachung des Meeres aus der Luft. Die 
Schiffe, die die Flüchtlingsboote abfangen, 
stellt Italien selbst. Der « host state » hat auch 
das Kommando der Operation.

Integriertes Grenzmanagement
Die Grenzschutzagentur hat im Oktober 2005 
ihren Betrieb aufgenommen und seither einen 
kontinuierlichen personellen und finanziellen 
Ausbau erlebt. Das Jahresbudget stieg von 19 
Mio. Euro im Jahre 2006 auf rund 89 Mio. 
2010, die Zahl der Beschäftigten wuchs von 
45 auf 286. Vor allem aber hat die Agentur in 
den gerade einmal fünfeinhalb Jahren stän-
dig an politischem Gewicht zugelegt und ist 
zum Kern des «integrierten Grenzmanage-
ments» geworden, das die EU zum Programm 
erhoben hat. Sie testet und entwickelt neue 
Technologie für die Grenzpolizeien. Sie wird 
im Zentrum des im Aufbau befindlichen um-
fassenden Grenzüberwachungssystem der EU 
(Eurosur) stehen. Sie produziert « Risikoanaly-
sen » und sie verhandelt mit Pufferstaaten auf 
der anderen Seite der EU-Aussengrenzen. Vor 
allem aber leistet sie mit den von ihr koordi-
nierten gemeinsamen Operationen der Grenz-
polizeien der Schengen-Staaten einen zentra-
len und gefährlichen Beitrag zur Abschottung 
dieser Grenzen.

Noch mehr Macht für die Grenzschutzagentur

Neue Frontex-
Verordnung
Derzeit beraten die Gremien der EU über eine Neufassung der 
rechtlichen Grundlagen von Frontex. Das Schengen-Mitglied 
Schweiz wird die neue Verordnung dereinst übernehmen müssen.

Eine vergleichbare Regelung ist für die Aus-
rüstung vorgesehen. Das von den Mitglied-
staaten bisher freiwillig zur Verfügung ge-
stellte Material habe für den Übergang zu 
semi-permanenten Operationen nicht ausge-
reicht. Frontex schätzt einen Bedarf von 
92 Booten, 14 Flugzeugen und 18 Hubschrau-
bern. Künftig soll die Agentur in stärkerem 
Masse eigene Ausrüstung anschaffen kön-
nen. Zudem sollen sich die Mitgliedstaaten 
anhand eines Jahresplans verpflichten, Ma-
terial zur Verfügung zu halten. Aus der bisher 
von Frontex geführten Liste der bei den nati-
onalen Behörden vorhandenen Ausrüstung 
soll ein Register der Materialien werden, auf 
die die Agentur tatsächlich zugreifen kann. 
Für diese Operationen soll der Staat, in dessen 
Grenzzone der Einsatz stattfindet, künftig die 
Verantwortung mit Frontex teilen.

Die Agentur soll auf der Basis monatlicher 
Angaben der Mitgliedstaaten einen « fortlau-
fenden Einsatzplan » für Sammelabschie-
bungen erstellen. Während die Kommission 
noch daran festhält, dass Frontex bei seinen 
« Risikoanalysen » keine personenbezogene 
Daten bearbeiten soll, fordert die französi-
sche Ratsdelegation, dass die Agentur solche 
Informationen sammeln und analysieren 
soll, wenn es « hinreichende Gründe zu der 
Annahme » gibt, dass die Betroffenen die « il-
legale Einwanderung » erleichtern oder in 
den Menschenhandel verstrickt sind. 

Zudem soll Frontex auch bei seinen Aus-
senbeziehungen mehr Autonomie erhalten. 
Die Agentur soll nicht nur Verbindungsbüros 
in Drittstaaten eröffnen, sondern auch weit-
gehend unabhängig Abkommen mit deren 
Behörden abschliessen dürfen. Die Beziehun-
gen zu den Ben Alis, Mubaraks und Ghad-
hafis  der Zukunft dürften damit aufblühen. 
(Bu) � 

Glaubt man den Aussagen Laitinens in der 
« Sonntagszeitung » ist das aber längst nicht 
genug. Frontex verfüge über ungenügende 
« operationelle Beweglichkeit ». Die Agentur 
brauche ein « operationelles Reserveteam mit 
eigenem Material, mit Helikoptern, Flugzeu-
gen und Booten ». Mit dem Vorschlag zur 
Änderung der Frontex-Verordnung, den die 
EU-Kommission bereits im Februar 2010 vor-
gelegt hat, könnte dieser Wunsch in Erfül-
lung gehen.

Mehr Autonomie
Danach sollen die EU- und die assoziierten 
Schengen-Staaten künftig GrenzschützerIn-
nen für jeweils ein halbes Jahr fest als « nati-
onale Experten » an Frontex abordnen. Für 
die Aufstellung von Frontex-Unterstüt
zungsteams soll zudem ein verpflichtender 
« Mechanismus » geschaffen werden, der die 
bisherigen (freiwilligen) Verwaltungsverein-
barungen mit den nationalen Behörden ab-
löst : Die nationalen Grenzpolizeien sollen 
« Pools » von BeamtInnen bilden, die inner-
halb von dreissig Tagen für eine gemeinsame 
Operation aufgeboten werden können. Sol-
che feste Kontingente gibt es bisher nur für 
die «Soforteinsatzteams» (Rabits).

...konnte sich Nationalrat Theophil Pfister (SVP) trotz langer Diskussion 
doch nicht zu einer Unterzeichnung durchringen.  



Der « Solidaritätsfonds für 
soziale Befreiungskämpfe in der 
Dritten Welt » – kurz : Solifonds 
– unterstützt seit geraumer Zeit 
unabhängige Gewerkschaften in 
den Maghreb-Staaten. Solifonds-
Koordinator Urs Sekinger hielt 
sich Ende März/Anfang April in 
Tunesien auf. 

Mit welchen Eindrücken bist  
du zurückgekommen ?
Da sind einmal die Begegnungen mit den jungen 
Leuten, meistens Männern, in den armen südlichen 
Gebieten. Sie sind im Januar aufgestanden und 
haben in harten Kämpfen die Repräsentanten 
des Ben-Ali-Regimes aus ihren Dörfern und 
Städten vertrieben. Dabei zahlten sie einen hohen 
Preis. In Thala beispielsweise wurden sechs 19-
Jährige erschossen. Ihre Kameraden sind ent-
schlossen, die erkämpften Freiheiten zu vertei-
digen, und kämpfen jetzt für die Entwicklung 
ihrer Region. 
Dann ist da die Redefreiheit. Mit wem auch immer 
wir in Kontakt kamen, sofort sprudelten die In-
formationen aus den Menschen heraus. Wir 
könnten uns nicht vorstellen, sagten sie, was es 
bedeute, nach fünfzig Jahren Bespitzelung und 
Repression endlich frei reden zu können. 

Was war der Zweck Deiner Reise ?
Ich konnte mich einer Delegation des Euro-Me-
diterranen-Netzes autonomer Gewerkschaften 
anschliessen, das seit einigen Jahren, insbeson-
dere nach den Streiks im Gafsa-Minenbecken 
von 2008, vertraute Beziehungen zu sozialen 
Bewegungen in Tunesien aufgebaut hat. Jetzt 
ging es darum, Solidarität mit ihrem Kampf aus-
zudrücken. Ausserdem konnte ich mir so vor Ort 
ein Bild machen, wo finanzielle Unterstützung 
dringend gebraucht wird, und die weitere Zusam-
menarbeit mit den Bewegungen planen.

Nach einem Monat von Massenprotesten 
hat sich Ben Ali im Januar aus dem Staub 
gemacht, Ende Februar ist sein ehemali-
ger Ministerpräsident Ghannouchi  
als Chef der Übergangsregierung zurück 
getreten. Ist damit das alte Regime 
vollständig erledigt ?
Auffällig ist die Präsenz des Militärs : An allen 
strategischen Orten stehen gepanzerte und mit 
Stacheldraht gesicherte Militärfahrzeuge. Ange-

sichts der unsicheren weiteren Entwicklung des 
Landes ist durchaus denkbar, dass das Militär 
eine aktive Rolle in der Politik spielen könnte.
Die alten Sicherheitsapparate sind nicht vollstän-
dig verschwunden. An einer Demonstration fiel 
mir auf, wie viele junge Männer in zivil plötzlich 
auf Seiten der Polizei mit äusserster Brutalität 
auf die Demonstrierenden losgingen. Die alte 
Ben-Ali-Partei RCD ist zwar aufgelöst, aber in-
zwischen sind bereits drei Nachfolgeparteien aus 
diesem Umfeld gegründet worden. Die alten 
Kräfte organisieren sich.

Welche Rolle spielen die sozialen 
Bewegungen jetzt ?
An ihren spontanen Mobilisierungen und De-
monstrationen fordern sie nach wie vor die 
vollständige Beseitigung des alten Regimes, aber 
auch Arbeitsplätze und Wohnraum. Und nach wie 
vor geniessen sie einen hohen Respekt, denn 
allen ist klar, die Revolution wurde von den Jungen 
gemacht. Die organisierten politischen Kräfte 
stiessen erst nach Beginn der Aufstände dazu. 
Die sozialen Bewegungen werden ihre Aktivitä-
ten koordinieren und dazu auch minimale Orga-
nisationsstrukturen aufbauen müssen. Viele ihrer 
Vertreter beklagen, dass die politischen Parteien, 
auch die linken, nur noch damit beschäftigt seien, 
ihre Position für die am 24. Juli vorgesehenen 
Wahlen zu stärken. Es zeichnet sich ein gefähr-
licher Riss zwischen den Bewegungen und den 
Parteien ab.

Mit dem Zusammenbruch der alten 
Ordnung ist auch die Rolle Tunesiens als 
Vorposten der Festung Europa weg 
gebrochen. Tausende haben sich auf den 
Weg nach Europa gemacht. Wie wird ihr 
Weggang in den sozialen Bewegungen 
diskutiert ?
Für viele Leute, mit denen wir gesprochen haben, 
ist Weggehen kein Thema. Sie haben das ver-
hasste Regime verjagt und wollen jetzt die er-
kämpften Freiheiten verteidigen, eine wirkliche 
Demokratie und soziale Gerechtigkeit erkämp-
fen. Das grosse Thema sind vielmehr die Flücht-
linge aus Libyen, mit denen es eine grosse So-
lidarität gibt. Ihre Zahl ist um ein Vielfaches höher 
als die der TunesierInnen, die nach Europa ge-
gangen sind. 
Wir müssen uns der Frage stellen, weshalb diese 
Menschen nicht die gleichen Bewegungsfreihei-
ten haben sollen wie wir. Ich konnte ohne Visum 

einreisen. Unter der Ben-Ali-Diktatur haben 
tausende Touristen aus Europa günstige Ferien 
im Lande verbracht, ohne dass die Bevölkerung 
davon einen Nutzen gehabt hätte. Wieso soll 
Reisefreiheit ein Privileg nur für uns sein ?

Die Übergangsregierung hat eben mit 
Italien ein neues Migrationsabkommen 
abgeschlossen. Wird sich das neue 
Tunesien in die Rolle des EU-Grenzwäch-
ters drängen lassen? 
Die Anwälte, mit denen wir gesprochen haben, 
machten immer wieder darauf aufmerksam, dass 
Tunesien im Moment keine legale Regierung hat. 
Gemäss der immer noch geltenden Verfassung 
hätten Mitte März Präsidentschaftswahlen statt-
finden müssen. Die Übergangsregierung beruht 
auf einem Konsens der politischen Kräfte. Recht-
lich darf sie gar keine Verträge schliessen. Im-
merhin hat sie dem italienischen Aussenminister 
Zugeständnisse für die bereits in Italien ange-
kommenen MigrantInnen abgerungen. 
Es ist zu hoffen, dass sich Tunesien nicht in 
derart unmenschlicher Art gegen die MigrantIn-
nen aus Schwarzafrika instrumentalisieren lässt, 
wie das mit Ghadhafis Libyen der Fall war. Euro-
pa und auch die Schweiz versuchen, dem Land 
eine riesige Last aufzubürden, die im Innern zu 
grossen Problemen führen wird. 
Die Menschen in Tunesien wissen, was sie wollen 
und brauchen. Es ist an der Zeit, darauf einzuge-
hen und mit ihnen zusammen Lösungen für die 
grossen sozialen Probleme zu suchen. Dafür 
braucht es Geld; aber keinen Marshallplan für 
den Freihandel à la Thomas Held (Das Magazin 
14/2011). Demokratie heisst für die TunesierIn-
nen nicht nur Wahlmöglichkeiten in einem Mehr-
parteiensystem. Demokratie ist für sie ein System, 
das ihre Würde respektiert und eine eigene wirt-
schaftliche Entwicklung mit dem Ziel sozialer 
Gerechtigkeit ermöglicht. Dafür gehen sie auch 
nach dem 14. Januar weiterhin auf die Strasse.

In Tunesien unterstützt der SOLIFONDS bis  

jetzt die Mobilisierungen der Bewegung der 

jungen Erwerbslosen und die Aufbauarbeit der 

Frauengruppen im Gafsa-Becken, in Algerien  

eine Kampagne für Demokratie der autonomen 

Gewerkschaften. 

 

Dazu sammelt er Spenden: PC 80-7761-7 

www.solifonds.ch

� 

Neue Freiheiten und alte Machtapparate

Nachrichten aus Tunesien
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Tausende MigrantInnen und Flüchtlinge 
sind seit Februar auf Lampedusa und Malta 
angekommen: Anfangs waren es vor allem 
TunesierInnen. Zunehmend sind es nun 
Flüchtlinge aus Libyen – darunter auch Afri-
kanerInnen von südlich der Sahara, die  
bisher in dem Land festsassen. Wie viele 
Menschen bei der Überfahrt ertrunken oder 
– mitten im Meer – verdurstet sind, wird man 
nie genau erfahren.

Boat people
Die Abriegelung Europas begann mit einem 
Beschluss des damaligen Schengener Exeku-
tivausschusses, der im Frühjahr 1991 die Vi-
sumspflicht für den gesamten nordafrikani-
schen Raum verhängte. Sieht man von den 
begrenzten Möglichkeiten des Familiennach-
zugs und des Asyls ab, war damit für Men-
schen aus diesen Ländern der legale Weg 
nach Europa verbaut. Fischer- und Schmugg-
lerboote blieben als wenn auch riskanter 
Ausweg – und zwar sowohl für Nordafrika-
nerInnen, als auch für die Armuts- und Bür-
gerkriegsflüchtlinge aus weiter südlich gele-
genen Ländern des Kontinents. 

Die Visumspflicht war nur der erste Schritt. 
Seit den 90er Jahren versuchte die EU, die 
nordafrikanischen Staaten zu Pufferstaaten 
ihrer Abschottungspolitik zu machen. An-
ders als an den östlichen Aussengrenzen, wo 
die Übernahme dieser Funktion beispielswei-
se durch Polen zunächst zur Visumsfreiheit 
und schliesslich zum EU-Beitritt führte, blieb 
den Ländern südlich des Mittelmeers diese 
Belohnung versagt. Sie wurden stattdessen 
mit beschränkten Einwanderungsquoten 
und Brosamen der Entwicklungshilfe abge-
speist. Grosszügig bedacht wurden dagegen 
die Repressionsorgane dieser Staaten.

Die Wiederkehr der Lager
Dass Tunesien kein « zuverlässiges » Asylver-
fahren aufwies, dass Libyen nicht einmal 
die Genfer Flüchtlingskonvention unter-
zeichnet hat, störte die EU und ihre Mitglied-
staaten nicht sonderlich. 1999 schloss Italien 
einen ersten Vertrag mit Tunesien, 2003 ei-
nen weiteren. Ein Jahr danach gab es in Tu-

Dossier 2 – 2011
Nordafrika, Europa und die Schweiz

Zwanzig Jahre Massensterben im Mittelmeer 

Festungsgraben 
Europas
 
Ob die Umbrüche in Nordafrika auch Flüchtlingen und MigrantInnen  
neue Chancen eröffnen, ist heute nicht abzusehen. 

nesien 13 mit italienischem Geld finanzierte 
Ausschaffungshaftzentren, meist an gehei-
men Orten. 

Seit Mitte der 90er Jahre hatte Libyen seine 
Wirtschaft – und das hiess insbesondere: sei-
ne Öl- und Gasförderung – für ausländische 
Investoren geöffnet. 2003 wurden die inter-
nationalen Sanktionen gegen das Ghadhafi-
Regime förmlich beendet. Bereits zuvor, 
nämlich seit dem Jahre 2000, hatte Italien 
mit Libyen erste Vereinbarungen über « ille-
gale Einwanderung » getroffen. 2003 schlos-
sen Berlusconi und Ghadhafi ein weiteres 
Abkommen, das erstens den Bau von Lagern 
für « illegale Immigranten » vorsah ; « men-
schenwürdige Bedingungen » sollten dabei 
gewährleistet werden. Libyen erhielt zweitens 
Boote, Jeeps, Radargeräte und selbst Tausend 
Leichensäcke für den « Schutz » seiner Gren-
zen. Und schliesslich finanzierte Italien drit-
tens Ausschaffungsflüge in afrikanische 
Drittstaaten : Flüchtlinge aus Ländern, mit 
denen Libyen ein Rückübernahmeabkom-
men hatte, wurden auf dem Luftweg ausge-
schafft. Von August 2003 bis Ende 2004 wa-
ren das insgesamt 5 688 Personen. Andere 
verblieben zum Teil über Jahre hinweg in 
den mit europäischer Hilfe errichteten La-
gern oder wurden einfach in der Wüste ab-
gesetzt. 

Der Text des Abkommens von 2003 ist 
nach wie vor geheim, sein Inhalt hingegen 
wurde bekannt durch den Bericht einer EU-
Delegation, der « Technical Mission on Ille-
gal Migration », die Ende 2004 Libyen be-
suchte. 2007 war erneut eine EU-Delegation 
in Libyen, diesmal war es bereits die 2005 
gegründete EU-Grenzschutzagentur Frontex, 
die die « Mission » organisiert hatte. Man be-
sprach mit den libyschen Regierungs- und 
Polizeivertretern nicht nur, wie sie im Inter-
esse der EU die Küsten überwachen, sondern 
auch, wie sie bereits ihre südlichen Grenzen 
gegen die Flüchtlinge aus dem Innern des 
Kontinents absichern sollten. 

Die Einbindung der Pufferstaaten und die 
Frontex-Operationen im westlichen und zen-
tralen Mittelmeer waren erfolgreich. Die 
Zahl der in Italien ankommenden Flüchtlin-

ge ging nach 2008 erheblich zurück. Die 
Fluchtrouten verlagerten sich in den Osten. 
Im Oktober 2010 sandte Frontex « Sofortein-
satzteams » an die griechisch-türkische 
Grenze, um auch diese Lücke in den EU-Aus-
sengrenzen zu verstopfen.

Freunde – neue Feinde
Frontex verkündet auf seiner Homepage 
nach wie vor, dass die Agentur mit den 
Grenzpolizeien Tunesiens und Libyens ein 
« working arrangement » anstrebe. Im Okto-
ber 2010 besuchte EU-Kommissarin Cecilia 
Malmström Tripolis und unterzeichnete eine 
« Kooperationsagenda » in Sachen Migrati-
on. Ein umfassender Vertrag zwischen bei-
den Seiten, der auch die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit einschliessen sollte, stand 
vor dem Abschluss. 

Vorerst sind diese Projekte auf Eis gelegt. 
Frankreich und Italien haben aber bereits die 
See-Patrouillien vor der tunesischen Küste 
verstärkt. Eine von Frontex koordinierte ge-
meinsame Operation rund um Lampedusa 
läuft seit Februar, eine weitere vor Malta ist 
vorgesehen. Ob sich Tunesien nach der Ära 
Ben Ali dem Druck der EU-Abschottungspo-
litik entziehen kann, ist sehr fraglich. Italien 
konnte der Übergangsregierung Anfang Ap-
ril bereits eine Vereinbarung aufnötigen und 
will 300 Mio. Euro an den Ausbau des tune-
sischen Grenzschutzes zahlen. Die libyschen 
Aufständischen setzen im Bürgerkrieg auf 
die Bomben und Raketen der Nato. Falls es 
ihnen gelingt, Ghadhafi zu entmachten, wer-
den sie sich kaum den Wünschen von Sarko-
zy & Co. verschliessen können. (Bu)� 

Dafür stimmten SP-Präsident  
Christian Levrat (Mitte) und 

Nationalrat Jean-Francois Steiert 
(SP) der Sache wiederum zu.  
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Sans-Papiers in Baselland

Perspektivisches 
Brachland
Ehemalige Asylsuchende, die nach ihrem 
Wegweisungsentscheid weiter im Kanton Ba-
selland verweilen, haben es sehr schwer. Wir 
vom Solinetz kennen Dutzende, die so völlig 
perspekivenlos zu überleben versuchen, ohne 
Aussicht auf eine Legalisierung. Wenn sie in 
eine Polizeikontrolle geraten, werden sie je-
weils wegen illegalem Aufenthalt hart be-
straft. Selbst wenn sie als Kinder solcher El-
tern hier aufgewachsen sind, haben sie kaum 
Chancen, je eine Aufnahme zu finden. Nur 
über besondere politische Wege oder über 
öffentlichen Druck lässt sich ein behördliches 
Einsehen erwecken. Leider gibt es keine mig-
rationspolitische NGOs im Landkanton, die 
diese Aufgabe übernehmen. Dies ist eines der 
typischen Stadt-Land-Probleme. Es sind da-
her meistens die städtischen NGOs wie die 
Sans-Papiers-Anlaufstelle BS, augenauf BS 
oder das Basler Solinetz, die im Landkanton 
aktiv werden. Doch viele Probleme auf dem 
Land bleiben unerkannt. Ende März traten 
augenauf und die Anlaufstelle erfolgreich 
mit dem Fall zweier in Baselland geborene 
kongolesische Teenager aus Laufen in die Öf-
fentlichkeit und konnten mit der Aktion die 
unmittelbar bevorstehende Ausschaffung 
vorerst verhindern. Die zwei Schwestern hat-
ten in Laufen die Schule besucht und sollten 
in ein ihnen unbekanntes und von Bürger-
kriegen zerstörtes « Heimatland » geschickt 
werden. Bis am 15. April werden noch Unter-

Kurz und klein
schriften für eine Petition zu ihren Gunsten 
gesammelt. In einem anderen Fall von drei 
hier aufgewachsenen Kindern illegalisierter 
Eltern konnte die Vorsprache von zwei Land-
rätinnen die Behörden dazu motivieren, ein 
Härtefallgesuch an den Bund weiterzuleiten. 
In beiden Fällen stehen die abschliessenden 
Entscheide noch aus. Noch bis in die späten 
90er Jahre führten die Behörden von Zeit zu 
Zeit Legalisierungsaktionen durch. Die letzte 
war die humanitäre Aktion im Jahr 2000. 
Mit dem Ausbleiben solcher Aktionen ist nun 
eine junge Generation herangewachsen, die 
in der Illegalität gefangen bleibt. 

Anni Lanz

 

«Grüne» Bauernfängerei 

Ecopop-Initiative
Der Titel diverser Zeitungsmeldungen vom 
7. April 2011 liess aufhorchen : « Grüne Initi-
ative gegen Zuwanderung ». Naturgemäss 
erweitert sich das Aktionsfeld politischer Par-
teien in einem Wahljahr, doch was genau 
soll «grün» sein an einer solchen Initiative ? 
Klare Antwort: Nichts. Die Initiative kommt 
von der offensichtlich fremdenfeindlichen 
« Umweltschutzorganisation » Ecopop. Und 
das einzig « grüne » an deren Initiative ist die 
modern anmutende, aber schlicht unsinnige 
Verquickung von ökologischen mit migrati-
onspolitischen Inhalten. Entsprechend bra-
chial ist ihr Vorschlag: Sie möchte die ver-
meintliche Zuwanderungsproblematik über 
einen jährlich fixen Wanderungssaldo von 
0,2% « lösen ». Macht man die Rechnung, 
dann hätten somit im Jahr 2010 rund 15 711 
Personen in die Schweiz zuwandern dürfen 

«

– was ziemlich genau der Zahl der einge-
reichten Asylgesuche (15 576) entspricht. Da 
Ecopop die Zuwanderung im Asylbereich für 
unproblematisch hält, würde somit diejenige 
im Rahmen der Personenfreizügigkeit 
schlicht entfallen. Numerisch wie auch öko-
nomisch betrachtet, ist die Initiative also 
blanker Unsinn, weil realitätsfremd. Inhalt-
lich knüpft sie nahtlos an die Logik der 
Schwarzenbach-Vorlagen oder der 18 %-Ini-
tiative aus dem Jahr 2000 an. Diese Vorlagen 
wurden im Endeffekt klar verworfen, auch, 
weil ihre fremdenfeindliche Motivation of-
fensichtlich war. Sollte die Ecopop-Initiative 
tatsächlich zu Stande kommen – sie würde 
das gleiche Schicksal erleiden. Das eigentlich 
neue und gefährliche an der Stossrichtung 
der Initiative finden wir deshalb in der bereits 
angesprochenen Verquickung: Wenn im Na-
men der Ökologie nun auch wieder die Aus-
länderInnen zur Problemquelle gemacht 
werden, dann birgt dies gefährliches Gedan-
kengut und – bedauerlicherweise – grosses 
Potential. Es herrscht aktuell bereits ein brei-
ter politischer Konsenses, dass die Zuwande-
rung in irgendeiner Form zu beschränken sei. 
Die  Untermauerung dieses Konsens’ durch 
die Bemühung ökologischer Argumentati-
onsweisen macht Fremdenfeindlichkeit auf 
eine neue und erschreckende Weise salonfä-
hig. «Grün» als politisches Label definiert  
in der Schweiz eine gewisse Spannbreite an 
Inhalten – Fremdenfeindlichkeit in der Ge-
stalt von Zuwanderungsbeschränkungen 
zählte bis anhin nicht dazu. Dass dies weiter-
hin so bleibt, ist in jeder Hinsicht zwingend. 
(Ca)
http://bit.ly/eqSnnf »
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Revisionsansätze im Asylwesen

Kein Pardon für 
« unechte » Flüchtlinge
Dass Asylverfahren in der Schweiz (zu) lange 
dauern, ist keine neue Erkenntnis. Durch-
schnittlich 413 Tage dauert ein solches – nun 
will Justizministerin Sommaruga die Verfah-
ren verkürzen. Was auf den ersten Blick ver-
nünftig bis gar begrüssenswert erscheint, 
entpuppt sich auf den zweiten Blick als Ge-
fahr. Denn : Das Schweizer Asylwesen ist 
langsam. Doch eine Verkürzung der Verfah-
ren der Verkürzung wegen, kann nicht das 
Ziel sein. Es darf keinesfalls zu einem weite-
ren Qualitätsverlust für die Gesuchsteller 
führen. Ein Bündel von geplanten Sofort-
massnahmen beschreibt jedoch genau diesen 
Verlust : Dublin-Fälle sollen künftig direkt in 
den Empfangs- unv Verfahrenszentren (EVZ) 
behandelt werden, ebenso die « Gesuche ohne 
Chance ». Dazu müsste der Bund seine Kapa-
zitäten erhöhen. Langfristig sollen gar 80 
Prozent der Gesuche direkt in den EVZ’s und 
innerhalb von 120 Tagen bearbeitet werden 
und allfällige Rekurse würden ebenfalls di-
rekt vor Ort in einer Art Schnellgericht münd-
lich verhandelt. Bereits vor dem Asylverfah-
ren sollen alle relevanten persönlichen 
Informationen der Gesuchsteller erfasst wer-
den. Auf die Beschaffungsfristen darf man 
gespannt sein – die Zahl der NEE wird wohl 
zunehmen. Auf eine umfassende Rechtsbera-
tung- oder -vertretung soll ebenfalls  
verzichtet werden. An ihrer Stelle soll die ge-
plante – und schwer einschätzbare – Chan-
cenberatung ausgebaut werden. Eine alte 

Kurz und klein
SVP-Idee greift Sommaruga damit auf, ab-
gewiesenen AsylbewerberInnen jedwede So-
zial- oder Nothilfe zu verweigern – an der 
dazu nötigen Verfassungsänderung scheiter-
te bereits Ex-Justizminister Blocher. Den Äus-
serungen Bundesrätin Sommarugas war 
bereits mehrfach zu entnehmen, dass sie sich 
für «echte» Flüchtlinge einsetzt. Bezüglich 
der «Unechten» aber kennt auch sie kein Par-
don und schliesst sich der Linie ihrer Vorgän-
gerInnen an. Diese Sichtweise spiegelt sich 
im geplanten Massnahmenpaket wieder. 
Dass Reformen im Asylwesen nötig sind, ist 
unbestritten. Doch die geplanten Verände-
rungen machen daraus eine Art Schnellim-
biss mit zwar schnellerem, dafür aber noch 
schlechterem Service. (Ca)
Quelle : « Schnellgerichte für Asylbewerber », 
NZZ am Sonntag, 17. April 2011.

Fremdbestimmung

Sozialversicherungs-
abkommen mit Kosova 
Seit April 2010 können Menschen aus Koso-
va nicht mehr selber entscheiden, wo sie ihre 
wohl verdiente Altersrente beziehen wollen. 
Der politische Hintergrund, der zum Ent-
scheid geführt hat, wird vom Bundesrat 
kleingeredet. Die Kampagne gegen den 
« Missbrauch » bei der IV durch die Auslän-
der setzte den Bundesrat unter Druck. In 
grossen Lettern wurde in den Medien die 
« Balkanisierung » der Invalidenversiche-
rung beklagt. Die SVP verlangte die Aufhe-
bung der Abkommen mit den Staaten des 
ehemaligen Jugoslawiens und der Türkei. 
Der Bundesrat handelte. In der Weihnachts-
zeit 2009 wurde den Kosovaren die knappe 
Hiobsbotschaft mitgeteilt : Der Bundesrat 

ANZEIGE

S a t z 
D r u c kG e s t a l t u n g

 städtlistrasse 18 • 7130 glion/ilanz

tel. 081 925 20 44  •  fax 081 925 30 63

 www.spegru.ch • info@spegru.ch

wird das Abkommen über Sozialversicherun-
gen mit Kosova ab dem 1. April 2010 nicht 
mehr verlängern. Leidtragende dieses Ent-
scheides sind Tausende von Menschen aus 
Kosova. Konkrete Beispiele : 
–	 AHV-Rente : Diese erhält nur wer den 

Wohnsitz in der Schweiz hat. Beim Wegzug 
ins Ausland wird das unverzinsliche AHV-
Guthaben ausbezahlt. Damit der Bezug 
des Guthabens möglich ist, müssen Ehe-
partner und Kinder unter 25, sofern sie in 
der Ausbildung sind, die Schweiz ebenfalls 
verlassen. 

–	 IV-Rente: Hier gilt das gleiche Prinzip wie 
bei der AHV. Je nach Zeitpunkt der Invali-
dität dürften die Guthaben kleiner sein. 
Ein weiteres Problem ist die Aufenthaltsbe-
willigung. Wer eine IV-Rente beziehen 

»
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muss, die nicht zur Deckung des Existenz-
bedarfs reicht, wird die Sozialhilfe in  
Anspruch nehmen müssen. In diesem Fall 
kann die Verlängerung der Aufenthaltsbe-
willigung verweigert werden. 

–	 Kinderzulagen: Kinderzulagen an Kinder in 
Kosova werden keine bezahlt. Weil der Fa-
miliennachzug aufgrund restriktiver An-
wendung des Ausländergesetzes verweigert 
oder verunmöglicht wurde, konnten viele 
ihre Kinder nicht in die Schweiz holen. 
Auch heute, ein Jahr danach, ist die Lage 

diffus. Auf Druck der Gewerkschaften und 
der kosovarischen Diaspora, gab es erste Tref-
fen zwischen den Behörden beider Staaten. 
Eine Lösung scheint nicht in greifbarer Nähe. 
Die MigrantInnen aus Kosova bezahlen die 
vollen gesetzlichen Beiträge an die Sozialver-
sicherungen, auch wenn sie massiven Nach-
teilen ausgesetzt sind. 
* 09.3887 – Motion : Aufkündigung von Sozial-
versicherungsabkommen mit Balkanstaaten 
und der Türkei (24.9.2009) � Hilmi Gashi

Abstimmung Kanton Zürich

2xNEIN gegen Einbür-
gerungsverhinderer
Eigentlich wollte der Zürcher Regierungsrat 
2009 ein fortschrittliches Bürgerrechts-Ge-
setz schaffen. Dieses hätte die heute gültige 
kantonale Verordnung ablösen und in allen 
Gemeinden einheitliche Bedingungen für die 
Einbürgerung schaffen sollen. Die in einzel-
nen Gemeinden übertrieben langen Wohn-
sitzfristen wären abgeschafft und ein Rechts-
anspruch auf Einbürgerung verankert 
worden. Die bürgerliche Kantonsratsmehr-
heit hat das Gesetz in der Beratung jedoch 
massiv verschärft. Das Grundanliegen einer 
einheitlichen Einbürgerungspraxis wurde 
aus dem Gesetz gekippt. Neu soll das Gesetz 
nur Minimalanforderungen definieren, die 
von jeder Gemeinde zusätzlich verschärft 
werden können. Und nur Ausländer mit Nie-
derlassungsbewilligung (C-Ausweis) dürften 
überhaupt ein Einbürgerungsgesuch stellen. 
Deshalb haben Linke und Grüne dagegen 
das Behördenreferendum ergriffen. Der SVP 
ihrerseits waren auch diese Verschärfungen 
nicht genug. Sie stimmte zwar dem Gesetz zu, 
will es nun aber über ein « konstruktives Re-
ferendum » in wesentlichen Punkten weiter 
verschärfen. Konkret soll es grundsätzlich 
keinen Rechtsanspruch auf Einbürgerung 
geben – auch wenn sämtliche Voraussetzun-
gen erfüllt sind. Und auch längst aus dem 
Strafregisterauszug gestrichene Gesetzesver-
stösse würden zum lebenslangen Einbürge-
rungshindernis. Nun kommt es zu einer dop-

pelten Abstimmung. Entgegen erster 
Vermutungen nicht schon im September, 
sondern wohl erst im November 2011. Akti-
vistInnen haben nun damit begonnen, 
frühzeitig eine 2xNEIN Kampagne anzu-
schieben – initiiert von Mitgliedern des Zür-
cher Komitees 2xNEIN zur Ausschaffungs-
initiative. Eine politisch-kulturelle Collage 
in der Roten Fabrik fand am 5. März erfreu-
lich viele ZuschauerInnen. Wichtig wären 
allerdings weitere Aktive : In einer Vorkam-
pagne sollen schon jetzt Grundinformatio-
nen vermittelt und ein positives Bild der 
AusländerInnen gezeichnet werden.

Balthasar Glaettli
www.einbuergerungsgesetz-2xnein.ch/

Refuge in Lausanne

Der Kampf geht weiter
Das Refuge in Lausanne begann am 11. Ok-
tober 2010 mit der Besetzung der St.Jakobs-
Kirche und hatte die Verhinderung dreier 
Ausschaffungen zum unmittelbaren Ziel. 
Unser Bleiberecht-Kollektiv, Mitglied der 
Coordination Asile Migration Vaud, stellte 
das Refuge gleichzeitig aber auch in den 
grösseren politischen Gesamtkontext : Die 
Situation der abgewiesenen Asylsuchenden 
im Kanton Waadt ist weiterhin untragbar 
und diskriminierend – deshalb forderten wir 
über das Refuge die Regularisierung dieser 
Personen und den sofortigen Stopp sämtli-
cher Zwangsausschaffungen.

Nach dreimaligem Umzug innert vier Mo-
naten mussten wir unser Refuge am 3. Feb-
ruar 2011 schliessen, weil die Bedingungen 
der Kirche zur Verlängerung des Refuge in-
akzeptabel waren. Die Kirche, welche grund-
sätzlich eine etwas andere Vorstellung eines 
Refuge hatte als wir, beschränkte sich auf 
eine rein infrastrukturelle Unterstützung – 
die politische fehlte leider gänzlich. Nach-
dem nach einem Treffen mit den Behörden 
zudem klar wurde, dass für die drei Refuge-
Bewohner auf juristischem Wege wahr-
scheinlich keine Lösung zu finden war, gab 
die Kirche auf. Der Auschluss einer der drei 
Personen (deren Fall juristisch am aussichts-
losesten war) aus dem Refuge und ein erneu-
ter Umzug desselben an einen Ort ausser-
halb Lausannes waren danach die 
Bedingungen der Kirche für eine Weiterfüh-
rung des Refuge. Für uns inakzeptabel.

Während der vier Monate Refuge wurden 
schliesslich die Ausschaffungsentscheide 
zweier der drei Betroffenen sistiert. Im Ge-
gensatz zur Kirche haben wir also zu Recht 
nicht aufgegeben. Und wir werden deshalb 
auch weiterhin im Kampf für die Regulari-
sierung abgewiesener Asylsuchender nicht 
aufgeben.

Graziella de Coulon 
� 

»
Kurz und klein

Integrationsdiskurs

Fördern und Fordern?
Wer sich entnervt vom öffentlichen Integrati-
onsdiskurs abwendet, dem sei empfohlen, mit 
dem Sammelband « Fördern und Fordern » aus 
wissenschaftlicher Distanz einen neuen histo-
rischen, philosophischen, rechtlichen und 
soziologischen Blick auf die seit vielen Jahr-
zehnten dauernde Diskussion zu werfen. Der 
Ethnologe Hans-Rudolf Wickert untersucht in 
seinem Beitrag die Konstanten und die Verän-
derungen in der rechtlichen und politischen 
Konstruktion einer ausländischen Gesell-
schaft innerhalb der schweizerischen sowie 
die normativen Integrationsvorstellungen 
vom 19 Jahrhundert bis heute. Wie die Sozio-
logen Esteban Pineiro und Jane Heller zeigt er 
die widersprüchlichen Signale von Einbin-
dung und Ausgrenzung an die zugewanderte 
Bevölkerung auf. Das heutige Integrations-
programm von « Fördern und Fordern » treibe, 
so Esteban und Haller, MigrantInnen als In-
dividuen zu einem unternehmerischen Um-
gang mit ihrer Desintegriertheit an – vor dem 
bedrohlichen Hintergrund eines Gegenpro-
gramms des Ausschlusses. Mit «Förden und 
Fordern» leben MigrantInnen unter einer an-
dauernden Auflage der soziokulturellen und 
sozioökonomischen Integrationsbewährung. 
Die JuristInnen Lucie von Büren und Judith 
Wyttenbach beleuchten in ihrem Beitrag die 
Machtasymmetrie der Vertragsparteien bei 
Integrationsvereinbarungen sowie die fehlen-
de Vertragsfreiheit. Die beiden AurorInnen 
stellen eine grosse Unklarheit fest, was inhalt-
lich und rechtlich unter dem oft entscheider-
heblichen Begriff «Integration» zu verstehen 
sei. Diese Unklarheit sowie die einseitige An-
wendung auf Nicht-EU-MigrantInnen stelle 
die verfassungsrechtlich verankerte Rechts-
gleichheit in Frage. Die Sozialanthropologin 
und cfd-Mitarbeiterin Alicia Gamboa kon-
frontiert die Integrationsgesetzgebung mit 
dem Konzept des Empowerments, eine Strate-
gie der Ermächtigung in Kontexten von Dis-
kriminierung und Marginalisierung. Dieses 
den Integrationsprogrammen entgegenge-
setzte Konzept nimmt die Marginalisierten als 
AkteurInnen wahr, « die über Ressourcen ver-
fügen und Strategien anwenden, ihr Leben 
bewusst zu gestalten ». Zahlreiche weitere 
« Leerstellen » der Integrationsbestimmungen 
und –praxis analysieren die vierzehn AutorIn-
nen im Sammelband aus unterschiedlichen 
Perspektiven, was der Vielschichtigkeit des nur 
vordergründig eindeutigen Integrationsbe-
griffs besser gerecht wird.
Esteban Pineiro, Isabelle Bopp, Georg Kreis 
(Hrsg.): Fördern und Fordern im Fokus.  
Leerstellen des schweizerischen Intergrations-
diskurses. 254 Seiten, Preis: 43.– SFr. � 



Veranstaltungshinweise

Kampagne  
« Schluss 
mit der 
Heuchelei ! »
Heuchelei ist das bestimmende Kennzeichen 
der schweizerischen Politik gegenüber den 
Sans-Papiers : Einerseits nimmt man ihre Arbeit 
gerne in Anspruch, andererseits werden ihnen 
die Grundrechte offiziell verweigert. Ein breites 
Bündnis aus Basisbewegungen, NGO’s und 
politischen Parteien hat sich nun zur « 10 Jahre 
Sans-Papiers-Bewegung » zusammengeschlos-
sen und fordert einen Paradigmenwechsel  
in der Schweizer Sans-Papiers-Politik.  
Seit dem 13. April läuft deshalb die Kampagne 
« Schluss mit der Heuchelei ! »

Im Rahmen der Kampagne rufen wir auf zur 
 

GROSS-DEMONSTRATION 

« Schluss mit der Heuchelei ! » 

im Herbst 2011 in Bern.  

Das genaue Datum wird nächstens bekannt 
gegeben.
 
Desweiteren finden folgende geplante  
Aktionen statt :

–	 18. Juni: Sans-Papiers-Demo in Basel
–	 18. oder 25. Juni 2011: PAPIERLOS-Festival in 

Bern
–	 zweite oder dritte August-Woche 2011: 

PAPIERLOS-OpenairKino in Bern 

Alle Infos zur Kampagne, die Petition und 
weitere wichtige Eckpunkte der Aktionsagenda 
sind zu finden unter: 
www.sanspapiers-bewegung.ch.

Umzug
Nach über zehn Jahren an der Neuengasse 8  
zieht Solidarité sans frontières per 1. Juni 2011 
an die Schwanengasse 9, 3011 Bern. 

Karin, woran arbeitet  
augenauf Bern zur Zeit?
Wir unterstützen Betroffene von behördli-
chen Übergriffen, Diskriminierungen und 
Menschenrechts- oder Grundrechtsverlet-
zungen. Primär geht es darum, solche Fälle 
zu dokumentieren. Je nach Bedarf und Situ-
ation leisten wir entsprechende Öffentlich-
keitsarbeit, vermitteln rechtliche Unterstüt-
zung oder versuchen Druck auf die jeweiligen 
Behörden auszuüben. Zur Zeit beschäftigen 
uns Polizeiübergriffe gegenüber dunkelhäu-
tigen Personen sowie Fälle massiver Gewalt-
anwendung und Menschenrechtsverletzun-
gen bei versuchten oder vollzogenen 
Ausschaffungen am meisten. Unter dem 
herrschenden Ausschaffungsregime werden 
Familien brutal auseinandergerissen oder 
die Unterschrift zur freiwilligen Rückkehr 
wird oft unter grossem Druck erzwungen. 
Wir versuchen solche Fälle publik zu machen 
und polizeiliche Übergriffe wenn möglich 
zur Anzeige zu bringen. Anzeigen gegen die 
Polizei verlaufen jedoch häufig frustrierend, 
da es fast unmöglich ist, einen Schuldspruch 
zu erlangen. Meist werden die Verfahren ein-
gestellt oder führen «mangels Beweisen» zu 
einem Freispruch. Trotzdem halten wir sol-
che Anzeigen für ein wichtiges Druckmittel, 
damit die Übergriffe nicht einfach totge-
schwiegen werden.

Du hast gerade beim Begriff 
der «freiwilligen» Rückkehr 
Gänsefüsschen in die Luft gemalt...
Ja, weil uns momentan unter anderem Aus-
schaffungen beschäftigen, welche als frei-
willige Rückkehr bezeichnet werden, bei de-
nen aber massiv Zwang ausgeübt wird. So 
nehmen beispielsweise die iranischen Behör-
den nur Personen zurück, welche offiziell in 
ihre Rückführung einwilligen. In der Folge 
versuchen die schweizerischen Behörden mit 
allen Mitteln, von iranischen Flüchtlingen 
die verlangte Unterschrift zur « freiwilligen » 
Rückkehr zu erzwingen. Das geht bis zu mas-

Portrait: Karin Jenni

siven Drohungen oder gar vorgetäuschten 
Ausschaffungen.

Ihr beschäftigt euch also vor allem 
mit Einzelfällen. Bleibt euch die Zeit 
für politisches Engagement ? 
Wenn wir einen Einzelfall publik machen, 
versuchen wir immer auch den Gesamtzu-
sammenhang aufzuzeigen. Das heisst, wir 
versuchen beispielsweise einen Vorfall in den 
Kontext der restriktiven und menschenun-
würdigen Asyl- und Ausländerpolitik einzu-
betten und zu zeigen, dass viele Menschen das 
gleiche Schicksal erfahren müssen und dass 
sich auf dieser Ebene insgesamt unbedingt 
etwas ändern muss. Wir nehmen uns auch 
immer wieder vor, verstärkt politische Kam-
pagnen und Aktionen auf der Strasse, vor 
Gefängnissen oder bei Nothilfezentren durch-
zuführen. Allerdings nehmen uns die Einzel-
fälle meist so stark in Anspruch, dass wir die 
Kampagnenarbeit hinten anstellen und auf 
später verschieben müssen, denn die Einzel-
fälle können meist nicht aufgeschoben wer-
den. Das ist sehr schade, aber leider kommen 
wir immer wieder an unsere Kapazitätsgren-
zen, da wir uns ja alle freiwillig engagieren. 

Stichwort Kapazitäten : Sosf versteht sich 
selbst auch als Bewegungs-Netzwerk 
mit verknüpfendem Charakter für Basis-
Gruppierungen, um deren politisches 
Wirken zu erleichtern. Spürst du dieses 
Bestreben von Sosf bei augenauf ?
Ja klar, gerade mit der Nothilfekampagne 
und der aktuellen Sans-Papiers Kampagne 
« Schluss mit der Heuchelei ! » findet eine 
gute Vernetzung von Sosf mit Basisgruppie-
rungen inklusive augenauf statt. Da wir als 
augenauf wie erwähnt oft in unseren Ein-
zelfällen versinken, sind wir sehr froh, dass 
von Sosf Vernetzungsbestrebungen erfol-
gen, damit wir unsere Anliegen gemeinsa-
men öffentlich machen können. Damit 
kann auch mehr Druck auf die Politik aus-
geübt werden. � 

« Einzelfälle 
können nicht 
aufgeschoben 
werden »
Sie ist Historikerin, im Moment gerade  
im Iran unterwegs und seit einigen Jahren 
bei augenauf Bern engagiert. Karin Jenni 
gibt Einblick in die ehrenamtliche Arbeit 
einer der vielen Basis-Gruppierungen,  
mit denen Sosf eine wertvolle Zusammen-
arbeit verbindet. Interview.


